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Einleitung 

Gegenstand dieser Arbeit ist die staatliche Kunstförderung,  und zwar 
- Kunstförderung als Tätigkeit des Staates, 
- die Zulässigkeit von Kunstförderungsmaßnahmen des Bundes im Verhältnis 

zu den Ländern und 
- die Zulässigkeit von Kunstförderungsmaßnahmen der Europäischen Ge-

meinschaft im Verhältnis zur Bundesrepublik als Mitgliedstaat sowie der 
Einfluß des Europarechts auf die Kunstförderung durch die Bundesrepublik. 

Die Untersuchung beschränkt sich auf Bundesrecht und Normen des Ge-
meinschaftsrechts, Landesrecht wird nicht geprüft. 

I . Kunstbegriff  und Kunstförderung 

Die Prüfung der Zulässigkeit staatlicher Kunstförderung setzt eine Vorstel-
lung davon voraus, was unter "Kunst" zu verstehen ist. 

Das BVerfG hat sich bei der Definition des "Lebensbereichs Kunst" in der 
Mephisto-Entscheidung an das allgemeine Verständnis von Kunst angelehnt: 

"Der Lebensbereich "Kunst" ist durch die vom Wesen der Kunst geprägten, ihr allein eigenen 
Strukturmerkmale zu bestimmen. Von ihnen hat die Auslegung des Kunstbegriffs  der Verfas-
sung auszugehen. Das Wesentliche der künstlerischen Betätigung ist die freie schöpferische 
Gestaltung, in der Eindrücke, Erfahrungen,  Erlebnisse des Künstlers durch das Medium einer 
bestimmten Formensprache zu unmittelbarer Anschauung gebracht werden. Alle künstlerische 
Tätigkeit ist ein Ineinander von bewußten und unbewußten Vorgängen, die rational nicht 
aufzulösen sind. Beim künstlerischen Schaffen  wirken Intuition, Phantasie und Kunstverstand 
zusammen; es ist primär nicht Mitteilung, sondern Ausdruck und zwar unmittelbarster Aus-
druck der individuellen Persönlichkeit des Künstlers."1 

1 BVerfGE 30, 173, 188 f. (Mephisto). 
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Diese Definition des Bundesverfassungsgerichts stimmt im wesentlichen mit 
dem überein, was nach allgemeinem Verständnis als Kunst bezeichnet wird. 2 

Das Bundesverfassungsgericht  zieht ferner  die Erfüllung 

"der Gattungsanforderungen eines bestimmten Werktyps" "bei formaler,  typologischer Betrach-
tung" und "die Mannigfaltigkeit ihres Aussagegehalts", die "im Wege einer fortgesetzten 
Interpretation" die Entnahme "immer weiterreichender Bedeutungen" 

ermöglicht, als Kriterien für das Vorliegen von Kunst heran.3 Im Ergebnis 
spricht es von Kunst als einem 

"geformten Ergebnis einer freien schöpferischen Gestaltung, in welcher ... Eindrücke, Erfah-
rungen und Erlebnisse zu unmittelbarer Anschauung'4 

gebracht werden. 

Das BVerfG hatte diese Definition in Fällen entwickelt, in denen Art. 5 
Abs. 3 GG als Freiheitsrecht,  in seiner Funktion, Eingriffe  abzuwehren, 
betroffen  war.5 Der weite Kunstbegriff  ermöglichte in diesen Fällen eine weite 
gerichtliche Kontrolle. - Das Gericht übernahm seinen weiten Kunstbegriff  auch 
da, wo es um staatliche  Förderungsmaßnahmen  geht.6 Hier führt eine Ent-
scheidung "in dubio pro arte" - ebenso wie der Rückgriff  des Bundesverfas-
sungsgerichts auf einen allgemeinen "Lebensbereich "Kunst""7 - aber dazu, 
daß bei der Prüfung von Maßnahmen der Kunstförderung nicht untersucht 
werden muß und daher häufig unklar bleibt, wer oder was und warum geför-
dert wird (Adressat und Auswirkung, Ziel und Motiv der Maßnahme), wenn 

2 Brockhaus,  Art. Kunst, S. 756, Bedeutung Nr. 2, definiert Kunst als "schöpferisch-gestaltende 
Tätigkeit, die sich durch Bearbeitung innerer und äußerer Erfahrungsinhalte  mit der Welt ausein-
andersetzt und auf Wertsetzung im Kunstwerk und Werterlebnis des Betrachters abzielt, auch 
Inbegriff  aller einzelner Kunstwerke." 

3 BVerfGE 67, 213, 226 f. (Anachronistischer Zug); ebenso BVerfGE 83, 130, 138 (Josefine 
Mutzenbacher). 

4 BVerfGE 75, 369, 377 (Strauß-Karikaturen). 
5 BVerfGE 30, 173 ff.:  Verbot der Vervielfältigung, des Vertriebs und der Veröffentlichung 

durch Urteile des OLG Hamburg und des BGH; BVerfGE 67, 213 ff.:  Verurteilung wegen 
Beleidigung durch das AG Kempten und Verwerfung der Revision durch Beschluß des bayObLG; 
BVerfGE 75, 369 ff.:  Verurteilung wegen Beleidigung durch Urteil des OLG Hamburg; BVerfGE 
83, 130 ff.:  Aufnahme in die Liste jugendgefährdender Schriften durch die Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Schriften und Bestätigung dieser Entscheidung durch Urteile des VG Köln, des 
OVG Münster und des BVwG. 

6 BVerfGE 36, 321, 331 (Mehrwertsteuer auf Schallplatten).- Das BVerfG läßt eine gewisse 
Ungeduld erkennen über das Versagen der Kunsttheorie und der Künstler, sich auf eine juristisch 
brauchbare Definition zu einigen, BVerfGE 67, 213, 224. 

7 BVerfGE 30, 173, 188. 
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man sich auf die Feststellung beschränkt, daß der "Lebensbereich "Kunst"" 
betroffen  ist.8 Zu dieser Unklarheit trägt bei, daß sich viele Maßnahmen der 
Kunstförderung nicht nur auf den "Adressaten", also allein auf Künstler, 
Konsument oder Kunstwerk auswirken. Beispielsweise kommt die Anerkennung 
eines Kunstwerks durch einen Preis nicht mehr dem vollendeten Werk zugute, 
an das sie anknüpft, sondern dem Urheber. Auch die Verbindung der staatli-
chen Hilfe mit einer noch zu erbringenden künstlerischen Leistung wie etwa 
Filmförderungspreise  wird sich nicht immer klar von einer Leistung an den 
Künstler selbst unterscheiden lassen. Diskrepanzen können schließlich auch 
zwischen erklärtem Ziel einer Maßnahme und dem Motiv, also dem inneren 
Beweggrund oder Hintergrund der Kunstförderung,  bestehen (hierzu sogleich 
unter II). 

Eine juristische Untersuchung staatlicher Kunstförderung muß sich daher mit 
Ziel und Motiv, mit Adressat und Auswirkung der Förderungsmaßnahmen 
beschäftigen.9 Die Festlegung auf einen bestimmten Kunstbegriff  erscheint 
demgegenüber nachrangig.10 

8 Das wird in fast allen Fällen der Kunstförderung zu bejahen sein. Die so gerechtfertigten 
geringen Anforderungen des BVerfG an die Zulässigkeit staatliche Kunstförderung werden durch 
die Zurückhaltung des Gerichts gegenüber politischen Entscheidungen der öffentlichen Gewalt noch 
weiter gesenkt. 

9 Ebenso Evers,  NJW 83, 2161, 2165, mit dem Hinweis darauf, daß es an einer systematischen 
Durchdringung dieser Ziele bisher fehlt (S. 2166). Aufmerksamkeit verdient auch die Frage 
danach, wer überhaupt die Entscheidungen über den Kunst-Charakter einer Sache trifft.  Die 
Verwaltungsgerichte gehen jedenfalls von einer vollen gerichtlichen Nachprüfbarkeit  aus; vgl. nur 
VGH Mannheim, NJW 87, 1440 f., und VGH München, NJW 92, 2584 f. 

10 Zumal es kaum handhabbare Definitionen  von Kunst oder Kultur gibt; vgl. bspw. Häberle, 
Bundesstaat, S. 13 ff.  und Kulturstaat, S. 27 ff.;  Oppermann,  Kulturverwaltungsrecht, S. 8 ff. 
(und Kritik dazu bei Geis,  S. 183); Geis,  S. 204 f., der jede kulturelle Äußerung einem übrigen 
Grundrechte zuordnet und Art. 2 Abs. 1 GG als Auffangtatbestand ansieht. Nach Schäuble,  S. 66 
f., gehört die Konsumentenförderung nicht zur Kunstpflege, da sie nicht unmittelbar dem Künstler 
zugute kommt (a.A. BVerfGE, 30, 173, 189 (Mephisto), wonach die Garantie der Kunstfreiheit 
"sachnotwendig" "auch die Darbietung und Verbreitung des Kunstwerkes" als "Wirkbereich" 
umfaßt; ebenso schon im 19. Jh. Roesler,  S. 228).- Von einem offenen  Kunst-/Kulturbe  griff  gehen 
aus: Ipsen,  Kulturbereich, S. 340; Maihofer,  Aufgaben, S. 988; ebenso Hempel,  S. 16. 

2 Geißler 


